
 
 

Restitution und Ordnungswidrigkeit 
 

einfache Erklärung der Abmahnung in der Restitution: 
Sonderform außerverpflichtend prelaterale  Schuldverhältnisse 

 
Abmahnung gemäß Art. 9 UN-RES 56/83 - Ausfall oder Abwesenheit der staatlichen Stellen 
 

Hinweis Verbände:  
Verbände als juristische Funktionsvereinigungen sind keine juristisch-private, 

sondern juristisch-gewerbliche Personen, 
 

stellen also neben ihren Mitgliedern keine eigenständigen Recht(s)subjekte dar und sind grundsätzlich 
nicht fähig, Träger von Rechten und Pflichten zu sein, sind nicht rechtfähig, sondern schuldhaft 
(vertraglich obligatorisch) tätig. Sie werden als „nicht recht(s)fähige Vereine“ (§ 54 BGB) als „nicht 
eingetragene Vereine“ bezeichnet. 
 
Anders als bei eingetragenen Vereinen haftet, wer im Namen eines Verbandes einem Dritten 
gegenüber  ein Recht(s)geschäft vornimmt, gemäß § 54 Satz 2 BGB dem Dritten gegenüber für dieses 
Recht(s)geschäft persönlich. Haben mehrere gehandelt, haften sie als Gesamtschuldner. Für unerlaubte 
und andere zum Schadensersatz verpflichtende Handlungen der Vereinsorgane gegenüber  Dritten 
haften gemäß § 31 BGB analog die Verbandsmitglieder als Gesamtschuldner. 

 
 
Kein Bediensteter in Verwaltung und Regierung eines Staates darf eine Restitution mit dem 
Argument verweigern, das Opfer sei psychisch krank. 
 
Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83, Art. 6, 38-42 EGBGB ! 
 
Die Beurteilung der Handlung eines Staates als völkerrechtswidrig bestimmt sich nach dem 
Völkerrecht.  
 
Die völkerrechtliche Verantwortlichkeit eines Staates, die sich aus einer völkerrechtswidrigen 
Handlung nach den Bestimmungen ergibt, zieht die Rechtsfolgen der Restitution nach sich.  
 
Die Rechtsfolgen einer völkerrechtswidrigen Handlung nach diesem Teil berühren nicht die 
fortbestehende Verpflichtung des verantwortlichen Staates zur Erfüllung der verletzten  
Verpflichtung. 
 
Der verantwortliche Staat kann sich nicht auf sein innerstaatliches Recht berufen, um die 
Nichterfüllung der ihm nach diesem Teil obliegenden Verpflichtungen zu rechtfertigen. 
 
 

Art. 6 öffentliche Ordnung (ordre public) EGBGB 
 
Eine Rechtsnorm (Gesetz) eines anderen Staates ist nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung 
zu einem Ergebnis führt, das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts (Beknnetnis 
zur Menschenwürde und zum Menschenrecht) offensichtlich unvereinbar ist, und 
insbesondere, wenn die Anwendung mit den Grundrechten unvereinbar ist. 
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Vorrechte und Immunitäten - UMR Verfassung: 
UMR-Verfassung - Universelle Menschenrecht Verfassung [UMR] 

 
 

Artikel 39 
 

1. Nichtregierungsorganisationen (NGO) zu begründen, zu registrieren und zu legalisieren, 
2. Übereinkommen mit Staaten und Völkerrechtssubjekten zu schließen, zu proklamieren und vor 
Staatsgerichten aufzutreten, 
3. Menschenrechtverletzungen festzustellen, zu ahnden und als Rat Beschlüsse zu erstellen und zu 
fassen, die eine Sanktionierung der Menschenrechtverletzer zulassen, 
4. als Schiedsgericht und politisch unabhängiges Judikativorgan Recht zu sprechen, 
5. Beamte zu ernennen, 
6. als Treuhänder aufzutreten, 
7. diplomatischen Status und Immunität zu verleihen, 
8. internationale und nationale Verträge, die universelle Rechtkraft besitzen, abzuschließen, 
9. bewegliches und unbewegliches Eigentum zu erwerben und darüber zu verfügen, insbesondere das 
Recht in besetzten Gebieten Grund und Boden neu zuzuordnen und den in Kriegsgebieten lebenden 
Menschen neu zu übereignen und 
10. auf Anruf einer Gesellschaft oder Gemeinschaft, die das Begehren eines eigenen Staates im Sinne 
der universalen Menschenrecht vorträgt, zu beraten, zu unterstützen und völkerrechtlich zu 
legitimieren. 
 

Artikel 40 
 

1. Das universelle Menschenrecht [UMR] genießt auf dem Gebiete der Zugehörigen und/oder 
Mitglieder die Vorrechte und Immunitäten, die zur Verwirklichung seiner Ziele notwendig sind. 
2. Die Delegierten auf der Konferenz, die Mitglieder des Verwaltungsrates, sowie der Gründung-Rat 
und die Beamten des originären und prärogativen Amt genießen ebenfalls die Vorrechte und 
Immunitäten, derer Sie bedürfen, um in voller Unabhängigkeit Ihre in Verbindung mit der 
Organisation stehenden Aufgaben in der natürlichen Garantenpflicht erfüllen zu können. 
3. Immunität der Vermögenswerte/Archive 
 
Die Vermögenswerte der Gründungsorganisationen, gleichviel wo und in wessen  Besitz  sie sich 
befinden, genießen Immunität vor Durchsuchung, Beschlagnahme,  Einziehung, Enteignung und jeder 
anderen Form der Beeinträchtigung oder  Wegnahme, sei es durch Regierungs- oder durch 
gesetzgebende Maßnahmen. Die  Archive der Gründungsorganisationen, gleich wo sie sich befinden, 
sind unverletzlich,  unveräußerlich, nicht verhandelbar und nicht justiziabel. Dies gilt ebenso für  
elektronische Archive, Computerfestplatten oder sonstige im Rahmen elektronischer  
Datenverarbeitung erzeugten oder gespeicherten Daten. 
 
Gebäude und Gebäudeteile und das anliegende Gelände, die, wer immer ihr Eigentümer oder Besitzer 
ist, für die Zwecke des UMR benutzt werden, 
und Archive und ganz allgemein alle Dokumente sowie Datenträger, die dem UMR gehören oder sich 
in seinem Besitz befinden, 
 
     sind unverletzlich, unveräußerlich, nicht verhandelbar und nicht justiziabel. 
4.   Immunität der Organisationen 
 
Den Derivatorganisationen aus den Gründung-Organisationen, sowie entsprechend  ernannte 
Bedienstete sowie deren Familienangehörige, wird neben der Immunität im  dienstlichen Bereich auch 
die Immunität im privaten Bereich für die Dauer ihres Amt  volle diplomatische Immunität 
zuerkannt. 
 
https://www.gesetze-im-internet.de/owig_1968/OWiG.pdf 
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§ 30 Geldbuße gegen juristische Personen und Personenvereinigungen  
 
(1) Hat jemand  
 
1.   als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied eines solchen Organs,  
2.   als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins oder als Mitglied eines solchen Vorstandes, 3.   als 
vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personengesellschaft,  
4.   als Generalbevollmächtigter oder in leitender Stellung als Prokurist oder 
Handlungsbevollmächtigter einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 oder 3 genannten 
Personenvereinigung oder  
5.   als sonstige Person, die für die Leitung des Betriebs oder Unternehmens einer juristischen Person 
oder einer in Nummer 2 oder 3 genannten Personenvereinigung verantwortlich handelt, wozu auch die 
Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender 
Stellung gehört, eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen, durch die Pflichten, welche die 
juristische Person oder die Personenvereinigung treffen, verletzt worden sind oder die juristische 
Person oder die Personenvereinigung bereichert worden ist oder werden sollte, so kann gegen diese 
eine Geldbuße festgesetzt werden.  
 
(2) Die Geldbuße beträgt  
1.   im Falle einer vorsätzlichen Straftat bis zu zehn Millionen Euro,  
2.   im Falle einer fahrlässigen Straftat bis zu fünf Millionen Euro. Im Falle einer Ordnungswidrigkeit 
bestimmt sich das Höchstmaß der Geldbuße nach dem für die Ordnungswidrigkeit angedrohten 
Höchstmaß der Geldbuße. Verweist das Gesetz auf diese Vorschrift, so verzehnfacht sich das 
Höchstmaß der Geldbuße nach Satz 2 für die im Gesetz bezeichneten Tatbestände. Satz 2 gilt auch im 
Falle einer Tat, die gleichzeitig Straftat und Ordnungswidrigkeit ist, wenn das für die 
Ordnungswidrigkeit angedrohte Höchstmaß der Geldbuße das Höchstmaß nach Satz 1 übersteigt.  
 
(2a) Im Falle einer Gesamtrechtsnachfolge oder einer partiellen Gesamtrechtsnachfolge durch 
Aufspaltung (§ 123 Absatz 1 des Umwandlungsgesetzes) kann die Geldbuße nach Absatz 1 und 2 
gegen den oder die Rechtsnachfolger festgesetzt werden. Die Geldbuße darf in diesen Fällen den Wert 
des übernommenen Vermögens sowie die Höhe der gegenüber dem Rechtsvorgänger angemessenen 
Geldbuße nicht übersteigen. Im Bußgeldverfahren tritt der Rechtsnachfolger oder treten die 
Rechtsnachfolger in die Verfahrensstellung ein, in der sich der Rechtsvorgänger zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Rechtsnachfolge befunden hat.  
 
(3) § 17 Abs. 4 und § 18 gelten entsprechend.  
 
(4) Wird wegen der Straftat oder Ordnungswidrigkeit ein Straf- oder Bußgeldverfahren nicht 
eingeleitet oder wird es eingestellt oder wird von Strafe abgesehen, so kann die Geldbuße selbständig 
festgesetzt werden. Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß die Geldbuße auch in weiteren Fällen 
selbständig festgesetzt werden kann. Die selbständige Festsetzung einer Geldbuße gegen die 
juristische Person oder Personenvereinigung ist jedoch ausgeschlossen, wenn die Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit aus rechtlichen Gründen nicht verfolgt werden kann; § 33 Abs. 1 Satz 2 bleibt 
unberührt. 
 
 (5) Die Festsetzung einer Geldbuße gegen die juristische Person oder Personenvereinigung schließt es 
aus, gegen sie wegen derselben Tat die Einziehung nach den §§ 73 oder 73c des Strafgesetzbuches 
oder nach § 29a anzuordnen.  
 
(6) Bei Erlaß eines Bußgeldbescheids ist zur Sicherung der Geldbuße § 111e Absatz 2 der 
Strafprozeßordnung mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des Urteils der Bußgeldbescheid 
tritt. 
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Hinweis Verbände:  
Verbände als juristische Funktionsvereinigungen sind keine juristisch-private, 

sondern juristisch-gewerbliche Personen, 
 

stellen also neben ihren Mitgliedern keine eigenständigen Recht(s)subjekte dar und sind grundsätzlich 
nicht fähig, Träger von Rechten und Pflichten zu sein, sind nicht rechtfähig, sondern schuldhaft 
(vertraglich obligatorisch) tätig. Sie werden als „nicht recht(s)fähige Vereine“ (§ 54 BGB) als „nicht 
eingetragene Vereine“ bezeichnet. 
 
Anders als bei eingetragenen Vereinen haftet, wer im Namen eines Verbandes einem Dritten 
gegenüber  ein Recht(s)geschäft vornimmt, gemäß § 54 Satz 2 BGB dem Dritten gegenüber für dieses 
Recht(s)geschäft persönlich. Haben mehrere gehandelt, haften sie als Gesamtschuldner. Für unerlaubte 
und andere zum Schadensersatz verpflichtende Handlungen der Vereinsorgane gegenüber  Dritten 
haften gemäß § 31 BGB analog die Verbandsmitglieder als Gesamtschuldner. Politische und 
gewerkschaftliche Verbände sind verbotene Organisationen, weil sie von Menschenrechtverletzungen 
aufrecht erhalten werden, denn wenn die ZPO auf die Verwaltungs- und Sozialgerichtsbarkeit 
 anwendbar sein soll, dann gilt das BGB und nicht das SGB und die VwVfG, denn SGB und VwVfG 
sind nicht zivil, sondern öffentlich, also nicht privat (Vergleich § 173 VwGO,  § 202 SGG). 
 
Der „Missionar“ steht im Zentrum des Behördennetzwerks und firmiert als jP. Anführer von 
Gruppenverbänden juristischer Personen. Als Anführer gilt die  juristische Fiktionsfunktion somit 
automatisch als verantwortlicher Drahtzieher aller Unternehmungen jedes einzelnen Bediensteten in 
den Behörden als Bandenchef. 
 
Der verantwortliche Anführer solcher demokratischer Verbände juristischer Personen trägt die 
Haftung für Rechtverletzungen, denn Demokratie ist kein Grundrecht (Art. 1 Grundrecht). Das 
Grundrecht geht dem Grundgesetz vor. 
 
Verbände können mangels Recht(s)persönlichkeit nicht Träger eines Vermögens (der Summe aller 
geldwerten Güter wie beweglicher Sachen, Immobilien, Forderungen etc.) sein, denn nicht 
eingetragene Verbände außerhalb des Heiligen Auftrages sind auch nicht Grundrecht berechtigt, nicht 
Grundrecht fähig und somit nicht Grundbuch fähig! Verbände können mangels Recht(s)persönlichkeit 
nicht selbst Kläger sein (§ 50 Abs. 1 ZPO), weil sie nicht Recht-, sondern nur Vertrag verpflichtet sind 
(prozeßfähig - einjustierbar). 
 
Nach Annahme der Obligation, nach der Wohlverhaltensphase des obligatorischen Vertrages 
auf Gegenseitigkeit von Recht des Gläubiger und Vertrag des Schuldners sowie die 
 Nichtzahlung der gesamten Leistungvertragbringschuld nach Verfristung 
 

g i l t 
 
für alle Verantwortlichen der juristischen Verbände als Schuldner und der beschuldigten 
Personen ihre unwiderrufliche und absolute Zustimmung zu den obigen Tatsachen und 
Annahmen mit allen Konsequenzen 
 
 
· zu einem privaten, kommerziellen Pfandrecht vom Gläubiger zu bestimmender Höhe, 
· zur Publikation der Notiz über dieses Pfandrecht, in einem vom Gläubiger frei und global 
 wählbares straf- und zivilrechtliches Schuldnerverzeichnis 
 Genesis SCHUFT Datenbank, 
· als ihren unwiderruflichen und absoluten Verzicht auf jegliche rechtliche und natürliche Mittel 
 des Schuldner und der Schuldner in der Organisationshaftung. 
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Die Grundrechtsfähigkeit einer juristischen Person des öffentlichen Recht ist grundsätzlich 
dann zu verneinen, wenn diese öffentliche Aufgaben wahrnimmt, und Gleiches gilt für 
juristische Personen des Privatrechts, die von der öffentlichen Hand gehalten oder beherrscht 
werden. 
 
Nach der Feststellung in BVerfGE 1 BvR 1766/2015 der Verfassungordnung gilt, 
 

• juristische Personen im öffentlichen Recht (GR) haben keine Grundrechtberechtigung, 
sondern sind Grundrecht verpflichtet, wenn sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen 
(Grundrecht = öffentliche Ordnung).Juristische Personen des privaten Recht haben 
keine Grundrechtberechtigung, wenn sie von der öffentlichen Hand gehalten oder 
beherrscht werden. Denn nach der 

  
Konfusions - und Durchscheinargumentation 

können sie nach acta iure imperii ohne ius gentium in ultra vires 
 

nicht grundrechtverpflichtet und gleichzeitig grundrechtberechtigt sein 
oder mehr Rechte übertragen als sie selbst besitzen. 

 
Ein Verband juristischer Personen ohne Grundrecht ist nicht  
 
· grundbuch-, recht-, geschäft-, handlung-, delikt-, insolvenz-, vertrag- oder prozeßfähig 
· und begründen nur einen Handelssitz. 
 
Gemäß der Erklärung des nds. Justizministeriums in (Dokument 1001 I-202.45) vom 
19.01.2017 nach jesus christus Geburt wird in der Jurisfiktion  
 
· Rechtsprechung ohne Rechtfähigkeit,  
· Prozesse ohne Prozeßfähigkeit, 
· Klagen ohne Klageberechtigung und Klagebefugnis, 
· Schäden ohne Haftbarkeit mit anonymer UN-Verantwortung  
 
fingiert und 
  
· Völkerrecht ohne Zuständigkeit gegen die Verfassungordnung verleumdet. 
 
Diese Handlungen sind strafbar. Auf die Entäußerungspflicht gegenüber humanitären 
Organisationen in §§ 8-10 VStGB wird hingewiesen, da Obligation in § 305b BGB vorrangig 
anzuwenden gilt. 
 
Der Zivilschutz und alle angeschlossenen Derivatorganisationen sind im Wesen nach eine 
Grundrecht berechtigte und Grundrecht befugte juristische Personen im öffentlichen Recht, 
weil sie durch die Rechtsordnung übertragenen Aufgaben unmittelbar einem durch bestimmte 
Grundrechte geschützten Lebensbereich im zwingenden Völkerrecht (humanitäre Operationen 
und Embleme (§§10 VStGB) zugeordnet ist. 
 
Das Landgericht hat im Dokument 1402 I-21-15 vom 28.03.2017 bestätigt, das das IZMR und 
ZEB als zwingend-humanitäre Organisationen des Völkerrecht diplomatisch akkreditiert sind, 
weil auch die Opferhilfe Mensch e.V. oder MenschenrechtTV ist eine Rundfunkanstalt des 
IZMR und ZEB und genießt gemäß BVerfGE 1 BvR 1766/2015 umfassende Grundrecht-
berechtigung und Grundrechtbefugnis gegenüber dem Bund und den Ländern.  
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HINWEIS: 

 
Das Sozialgericht STADE hat als besonderes Verwaltungsgericht in § 1 SGG  (Art. 20 (1) 
GG) des "Sozialstaates" Bundesrepublik Deutschland am 25.03.2022 unter S 25 SV 7/22 die 
Zuständigkeit bei CHB-ANKARA als Restitutionschutzgericht, in der Zuständigkeit des 
Gerichtstandes und Kuratorium im außervertraglichen Schuldverhältnis durch Akzeptanz 
(Erklärung des nds. Justizministeriums in Dokument 1001 I-202.45 vom 19.01.2017) bestätigt 
(Apostille Landgericht STADE: Apostille 9191 a 119– 133 /2020). 
 

Court of the Human Beings (CHB) for Protection Power (PP) & CIA 
Atatürk Bulvarı No:185, [TR-06680] Ankara /TURKEY 

 
Die Bundesrepublik Deutschland hat die Zertifikation und Ratifikation des obersten 
Gerichthofes als oberstes Bundesgericht der Schutzmacht diplomatisch mit absoluter 
Beweiskraft unterzeichnet und mit haager Apostille versehen. 
 
Legitimation und Legalisation (Art. 53, 107 UN-Charta): 
 

Bundesrepublik – Grundlagen StGBl. Nr. 139/1918 vom 19.12.1918 

Regulierungsakt HK vom 05.10.1961, WüD vom 18/24.04.1961, §§ 18-20 GVG, § 2 
VwVfG, § 40 VwGO 

Beweisurkunden:   
 

Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 113/2009  
IZMR, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 – 15 /2014 

 
Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 114/2009 
ZEB, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 – 16 /2014 

 
Landesnotar Ralf Grosser, Tostedt, Urkunde 139/2013 

GdM, Landgericht STADE, Apostille 9191 a 84 – 9 /2013 
 

Zertifikation und Ratifikation im Völkerrecht - Beweisurkunden mit absoluter 
Beweiskraft 

wiener Abkommen - Diplomatie: 
Landesnotar Egmont BILZHAUSE jun., STADE, Urkunde 247/2020 vom 07.07.2020 

 
haager Abkommen - Apostille: 

Landgericht STADE, Apostille 9191 a 119– 133 /2020 
 

als Beitritt in die genfer Abkommen durch Ratifikation: 
SR 0.518.12,  SR - 0.518.23, SR - 0.518.42,  SR - 0.518.51 

 
Beweis: Zustellungsurkunden - Art. 155-159 - SR - 0.518.51 

BRD: RT963984265DE = RJ000105726DE  und  CH: 98.40.472361.14618493 
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RATIFIKATION - RATIFICATION 

Art. 155 genfer Abkommen IV - Geneva Agreement IV - SR 0.518.51 

BEITRITTSCHUTZURKUNDE - ACCESSION PROTECTION CERTIFICATE 

von - from  

Prof. Mustafa-Selim SÜRMELI - EGMR / ECHR 75529/01 
als - as 

SCHUTZMACHT (Zivilschutz) - PROTECTIVE POWER (civil protection) 

im öffentlich-zwingenden Völkerrecht -  in mandatory public international law 

                           

für das - for the 

• genfer Abkommen I - Geneva Agreement I - SR 0.518.12 
• genfer Abkommen II - Geneva Agreement II - SR 0.518.23 
• genfer Abkommen III - Geneva Agreement III - SR 0.518.42 
• genfer Abkommen IV - Geneva Agreement IV - SR 0.518.51  
  und Zusatzprotokolle - and additional protocols 
 

in Verbindung mit der Staatenverantwortlichkeit - in connection with state responsibility 
UN-RES 56/83 

Zertifikation und Ratifikation im Völkerrecht  
Beweisurkunden mit absoluter Beweiskraft 

wiener Abkommen - Diplomatie: 
Landesnotar Egmont BILZHAUSE jun., STADE, Urkunde 247/2020 vom 07.07.2020 

haager Abkommen - Apostille: 
Landgericht STADE, Apostille 9191 a 119– 133 /2020 

als Beitritt in die genfer Abkommen durch Ratifikation: 
SR 0.518.12,  SR - 0.518.23, SR - 0.518.42,  SR - 0.518.51 

Beweis: Zustellungsurkunden - Art. 155-159 - SR - 0.518.51 
BRD: RT963984265DE = RJ000105726DE  und  CH: 98.40.472361.14618493 
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Restitutionschutzgericht - Liste Verpflichtungsstaaten 

Vollzug:  - www.eda.admin.ch/vertraege 
Geltungsbereich der vier zwingenden Abkommen im Völkerrecht 

SR 0.518.12 (Abk. I), 0.518.23 (Abk. II), 0.518.42 (Abk. III), 0.518.51 (Abk. IV) 
 

 
Vertragsstaaten Ratifikation 

Beitritt (B) 
Nachfolgeerklärung (N) 

 Inkrafttreten  

     
     
Afghanistan 26. September 1956 26. März 1957
Ägypten 10. November 1952 10. Mai 1953
Albanien* 27. Mai 1957 27. November 1957
Algerien 20. Juni 1960 B 20. Dezember 1960
Andorra 17. September 1993 B 17. März 1994
Angola* 20. September 1984 B 20. März 1985
Antigua und Barbuda   6. Oktober 1986 N  1. November 1981
Äquatorialguinea 24. Juli 1986 B 24. Januar 1987
Argentinien 18. September 1956 18. März 1957
Armenien   7. Juni 1993 B   7. Dezember 1993
Aserbaidschan   1. Juni 1993 B   1. Dezember 1993
Äthiopien   2. Oktober 1969   2. April 1970
Australien** 14. Oktober 1958 14. April 1959
Bahamas 11. Juli 1975 N10. Juli 1973
Bahrain 30. November 1971 B 30. Mai 1972
Bangladesch   4. April 1972 N26. März 1971
Barbados 10. September 1968 N30. November 1966
Belarus   3. August 1954   3. Februar 1955
Belgien   3. September 1952   3. März 1953
Belize 29. Juni 1984 B 29. Dezember 1984
Benin 14. Dezember 1961 N  1. August 1960
Bhutan 10. Januar 1991 B 10. Juli 1991
Bolivien 10. Dezember 1976 10. Juni 1977
Bosnien und Herzegowina 31. Dezember 1992 N  6. März 1992
Botsuana 29. März 1968 B 29. September 1968
Brasilien 29. Juni 1957 29. Dezember 1957
Brunei 14. Oktober 1991 B 14. April 1992
Bulgarien 22. Juli 1954 22. Januar 1955
Burkina Faso   7. November 1961 N  5. August 1960
Burundi 27. Dezember 1971 N  1. Juli 1962
Chile 12. Oktober 1950 12. April 1951
China* 28. Dezember 1956 28. Juni 1957
    Hongkonga 14. April 1999   1. Juli 1997
    Macaob 31. Mai 2000 20. Dezember 1999
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Cook-Inseln   7. Mai 2002 N11. Juni 2001
Costa Rica 15. Oktober 1969 B 15. April 1970
Côte d’Ivoire 28. Dezember 1961 N  7. August 1960
Dänemark 27. Juni 1951 27. Dezember 1951
Deutschland   3. September 1954 B   3. März 1955
Dominica 28. September 1981 N  3. November 1978
Dominikanische Republik 22. Januar 1958 B 22. Juli 1958
Dschibuti 26. Januar 1978 N27. Juni 1977
Ecuador 11. August 1954 11. Februar 1955
El Salvador 17. Juni 1953 17. Dezember 1953
Eritrea 14. August 2000 B 14. August 2000
Estland 18. Januar 1993 B 18. Juli 1993
Fidschi   9. August 1971 N10. Oktober 1970
Finnland 22. Februar 1955 22. August 1955
Frankreich 28. Juni 1951 28. Dezember 1951
Gabun 20. Februar 1965 N17. August 1960
Gambia 11. Oktober 1966 N18. Februar 1965
Georgien 14. September 1993 B 14. März 1994
Ghana   2. August 1958 B   2. Februar 1959
Grenada 13. April 1981 N  7. Februar 1974
Griechenland   5. Juni 1956   5. Dezember 1956
Guatemala 14. Mai 1952 14. November 1952
Guinea 11. Juli 1984 B 11. Januar 1985
Guinea-Bissau* 21. Februar 1974 B 21. August 1974
Guyana 22. Juli 1968 N26. Mai 1966
Haiti 11. April 1957 B 11. Oktober 1957
Heiliger Stuhl 22. Februar 1951 22. August 1951
Honduras 31. Dezember 1965 B 30. Juni 1966
Indien   9. November 1950   9. Mai 1951
Indonesien 30. September 1958 B 30. März 1959
Irak 14. Februar 1956 B 14. August 1956
Iran* 20. Februar 1957 20. August 1957
Irland 27. September 1962 27. März 1963
Island 10. August 1965 B 10. Februar 1966
Israel*   6. Juli 1951   6. Januar 1952
Italien 17. Dezember 1951 17. Juni 1952
Jamaika 17. Juli 1964 N  6. August 1962
Japan 21. April 1953 B 21. Oktober 1953
Jemen 16. Juli 1970 B 16. Januar 1971
Jordanien 29. Mai 1951 B 29. November 1951
Kambodscha   8. Dezember 1958 B   8. Juni 1959
Kamerun 16. September 1963 N  1. Januar 1960
Kanada* 14. Mai 1965 14. November 1965
Kap Verde 11. Mai 1984 B 11. November 1984
Kasachstan   5. Mai 1992 N21. Dezember 1991
Katar 15. Oktober 1975 B 15. April 1976
Kenia 20. September 1966 B 20. März 1967
Kirgisistan 18. September 1992 N21. Dezember 1991
Kiribati   5. Januar 1989 N12. Juli 1979
Kolumbien   8. November 1961   8. Mai 1962
Komoren 21. November 1985 B 21. Mai 1986
Kongo (Brazzaville) 30. Januar 1967 N15. August 1960
Kongo (Kinshasa) 20. Februar 1961 N30. Juni 1960
Korea (Nord-)* 27. August 1957 B 27. Februar 1958
Korea (Süd-)* 16. August 1966 B 23. September 1966
Kroatien 11. Mai 1992 N  8. Oktober 1991
Kuba 15. April 1954 15. Oktober 1954
Kuwait   2. September 1967 B   2. März 1968
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Laos 29. Oktober 1956 B 29. April 1957
Lesotho 20. Mai 1968 N  4. Oktober 1966
Lettland 24. Dezember 1991 B 24. Juni 1992
Libanon 10. April 1951 10. Oktober 1951
Liberia 29. März 1954 B 29. September 1954
Libyen 22. Mai 1956 B 22. November 1956
Liechtenstein 21. September 1950 21. März 1951
Litauen   3. Oktober 1996 B   3. April 1997
Luxemburg   1. Juli 1953   1. Januar 1954
Madagaskar 13. Juli 1963 N26. Juni 1960
Malawi   5. Januar 1968 B   5. Juli 1968
Malaysia 24. August 1962 B 24. Februar 1963
Malediven 18. Juni 1991 B 18. Dezember 1991
Mali 24. Mai 1965 B 24. November 1965
Malta 22. August 1968 N21. September 1964
Marokko 26. Juli 1956 B 26. Januar 1957
Marshallinseln 1. Juni 2004 B 1. Dezember 2004
Mauretanien 27. Oktober 1962 N28. November 1960
Mauritius 18. August 1970 N12. März 1968
Mazedonien*   1. September 1993 N  8. September 1991
Mexiko 29. Oktober 1952 29. April 1953
Mikronesien 19. September 1995 B 19. März 1996
Moldau 24. Mai 1993 B 24. November 1993
Monaco   5. Juli 1950   5. Januar 1951
Mongolei 20. Dezember 1958 B 20. Juni 1959
Montenegro   2. August 2006 B   2. Februar 2007
Mosambik 14. März 1983 B 14. September 1983
Myanmar 25. August 1992 B 25. Februar 1993
Namibia 22. August 1991 N21. März 1990
Nauru 27. Juni 2006 B 27. Dezember 2006
Nepal   7. Februar 1964 B   7. August 1964
Neuseeland**   2. Mai 1959   2. November 1959
Nicaragua 17. Dezember 1953 17. Juni 1954
Niederlande   3. August 1954   3. Februar 1955
    Aruba   3. August 1954   3. Februar 1955
    Curaçao   3. August 1954   3. Februar 1955
    Karibische Gebiete (Bonaire,     Sint Eustatius und Saba)  3. August 1954   3. Februar 1955
    Sint Maarten   3. August 1954   3. Februar 1955
Niger 16. April 1964 N  3. August 1960
Nigeria   9. Juni 1961 N  1. Oktober 1960
Norwegen   3. August 1951   3. Februar 1952
Oman 31. Januar 1974 B 31. Juli 1974
Österreich 27. August 1953 27. Februar 1954
Pakistan* 12. Juni 1951 12. Dezember 1951
Palästina   2. April 2014 B   2. April 2014
Palau 25. Juni 1996 B 25. Dezember 1996
Panama 10. Februar 1956 B 10. August 1956
Papua-Neuguinea 26. Mai 1976 N16. September 1975
Paraguay 23. Oktober 1961 23. April 1962
Peru 15. Februar 1956 15. August 1956
Philippinen     
    Abk. I 7. Februar 1951 7. September 1951
    Abk. II-IV 6. Oktober 1952 6. April 1953
Polen 26. November 1954 26. Mai 1955
Portugal* 14. März 1961 14. September 1961
Ruanda 21. März 1964 N  1. Juli 1962
Rumänien   1. Juni 1954   1. Dezember 1954
Russland* 10. Mai 1954 10. November 1954
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Salomoninseln   6. Juli 1981 N  7. Juli 1978
Sambia 19. Oktober 1966 B 19. April 1967
Samoa 23. August 1984 N  1. Januar 1962
San Marino 29. August 1953 B 28. Februar 1954
São Tomé und Príncipe 21. Mai 1976 B 21. November 1976
Saudi-Arabien 18. Mai 1963 B 18. November 1963
Schweden 28. Dezember 1953 28. Juni 1954
Schweiz 31. März 1950 21. Oktober 1950
Senegal 23. April 1963 N20. Juni 1960
Serbien 16. Oktober 2001 N27. April 1992
Seychellen   8. November 1984 B   8. Mai 1985
Sierra Leone 31. Mai 1965 N27. April 1961
Simbabwe   7. März 1983 B   7. September 1983
Singapur 27. April 1973 B 27. Oktober 1973
Slowakei*   2. April 1993 N  1. Januar 1993
Slowenien 26. März 1992 N25. Juni 1991
Somalia 12. Juli 1962 B 12. Januar 1963
Spanien   4. August 1952   4. Februar 1953
Sri Lanka     
    Abk. I-III 28. Februar 1959 28. August 1959
    Abk. IV 23. Februar 1959 B 23. August 1959
St. Kitts und Nevis 14. Februar 1986 N19. September 1983
St. Lucia 18. September 1981 N22. Februar 1979
St. Vincent und die Grenadinen   1. April 1981 B   1. Oktober 1981
Südafrika 31. März 1952 B 30. September 1952
Südsudan 25. Januar 2013 B 25. Januar 2013
Sudan 23. September 1957 B 23. März 1958
Suriname* 13. Oktober 1976 N25. November 1975
Swasiland 28. Juni 1973 B 28. Dezember 1973
Syrien   2. November 1953   2. Mai 1954
Tadschikistan 13. Januar 1993 N21. Dezember 1991
Tansania 12. Dezember 1962 N  9. Dezember 1961
Thailand 29. Dezember 1954 B 29. Juni 1955
Timor-Leste   8. Mai 2003   8. November 2003
Togo   6. Januar 1962 27. April 1960
Tonga 13. April 1978 N  4. Juni 1970
Trinidad und Tobago     
    Abk. I 17. Mai 1963 B 17. November 1963
    Abk. II-IV 24. September 1963 B 24. März 1964
Tschad   5. August 1970 B   5. Februar 1971
Tschechische Republik   5. Februar 1993 N  1. Januar 1993
Tunesien   4. Mai 1957 B   4. November 1957
Türkei 10. Februar 1954 10. August 1954
Turkmenistan 10. April 1992 N26. Dezember 1991
Tuvalu 19. Februar 1981 N  1. Oktober 1978
Uganda 18. Mai 1964 B 18. November 1964
Ukraine   3. August 1954   3. Februar 1955
Ungarn* 3. August  1954 3. Februar  1955
Uruguay*   5. März 1969   5. September 1969
Usbekistan   8. Oktober 1993 B   8. April 1994
Vanuatu 27. Oktober 1982 B 27. April 1983
Venezuela 13. Februar 1956 13. August 1956
Vereinigte Arabische Emirate 10. Mai 1972 B 10. November 1972
Vereinigte Staaten* **   2. August 1955   2. Februar 1956
Vereinigtes Königreich* ** 23. September 1957 23. März 1958
Vietnam* 28. Juni 1957 B 28. Dezember 1957
Zentralafrikanische Republik   1. August 1966 N13. August 1960
Zypern 23. Mai 1962 B 23. November 1962
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autonom, alternativ sowie absolute Autarkie und Autorität 

 
 
Das genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 gilt für den Zivilschutz in Friedens- und 
Kriegszeiten. Das Kontrollratsgesetz Nr. 35 für die Jusrisfiktion gilt weiterhin, daß keine 
staatliche Gerichtsbarkeit besteht. 
 
Die Verfolgung von geschützten Personen und gebührend akkreditierten Deligierten nach 
 132, 142-149 genfer Konvention IV. zum Schutz vor der Zivilperson ist 
ein Kriegsverbrechen nach VStGB und IStGB und steht aufgrund der Verletzung des Art. 
73 UN-Charta nach §§ 221, 339 StGB unter besonderer Strafe. Aus diesem Grund sind 
staatliche Gerichte in der Bundesrepublik für das vereinigte Wirtschaftsgebiet verboten und 
die Länder sind keine Staaten ( §§ 15, 16 GVG). 

 
 

ACHTUNG: 
 

Das genfer Abkommen IV - Vertrag 0.518.51 entsprich alternativ den AHK-Gesetzen! 
  

AHK-Gesetzesauszüge - speziell- 
gemäß AHK Gesetz Nr. 1 Art. 5 haben die Amtsblätter absolute Beweiskraft 

 
 

Grundlagen - Überleitungsvertrag: 
 

1. Proklamation Nr. 8 - 09.02.1948 der Militärregierung Deutschland auf  US-Kontrollgebiet 
2. Verordnung Nr. 126 – 09.02.1948 der Militärregierung Deutschland auf  GB-Kontrollgebiet 
3. freiwillige Gerichtsbarkeit nach KRG Nr. 35 in Arbeits- und Schiedsgerichten 

 
 

KRG - Überleitungsvertrag  
 

Kontrollratsgesetz Nr. 35, Gesetz zur Bereinigung des Besatzungsrechts (BRBG), Geltung ab 
30.11.2007 Art. 4 Gesetz vom 23.11.2007 BGBl. I S. 2614) nach den AHK-Bestimmungen erfolgen  

Amtsblatt der AHK S. 174 vom 20.08.1946,  
zuletzt S. 103 vom 09.02.1950 – BT-Drucks 16/5051 

 
 

HK 1949 Gesetz Nr. 1 Art. 2 Zitat:  
"Es wird vermutet, daß jeder, der sich im Bundesgebiet aufhält, Kenntnis von den Veröffentlichungen 
im Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission hat.". 
  

AHK 1949 Gesetz Nr. 1 Art. 4 Zitat: 
"Im Falle einer Strafverfolgung oder eines gerichtlichen Verfahrens wegen Nichtbeachtung oder 
Nichtbefolgung dieser Gesetzgebung kann die Verteidigung nicht darauf gestützt werden, daß der 
amtliche Text von dem Betroffenen nicht verstanden worden, oder daß die deutsche Übersetzung 
ungenau und unvollständig sei." 
  

AHK 1949 Gesetz Nr. 1 Art. 7(1) Zitat: 
"Alle deutschen staatlichen kommunalen und sonstigen Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, das 
Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission zu halten und es ihrem Personal sowie der Öffentlichkeit 
zur Verfügung zu stellen.". 
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AHK 1949 Gesetz Nr. 13 Art. 1 Zitat: 
 
"Ohne ausdrücklich von dem Hohen Kommissar der Zone des Sitzes des betreffenden 
Gerichts allgemein oder in besonderen Fällen erteilte Genehmigung dürfen deutsche Gerichte 
Strafgerichtsbarkeit nicht ausüben: .... (b) wenn eine Person beschuldigt wird, eine strafbare 
Handlung begangen zu haben." (vgl. BGBL I 2007 Seite 2614 Art. 4 Gesetz zur Bereinigung 
des Besatzungsrechts § 1 (2) "Von der Aufhebung ausgenommen ist das Kontrollratsgesetz 
Nr. 35 über Ausgleichs- und Schiedsverfahren in Arbeitsstreitigkeiten vom 20. August 1946 
(Amtsblatt des Kontrollrates S. 174), zuletzt geändert durch das Gesetz Februar 1950 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission für Deutschland S.103)). 
 
1. Verfahren und Entscheidungen deutscher Gerichte in Angelegenheiten, die ihrer 
Zuständigkeit entzogen sind, sind nichtig." (vgl. BGBL I 2007 Seite 2614 Art. 4 Gesetz zur 
Bereinigung des Besatzungsrechts § 1 (2) (Amtsblatt des Kontrollrates KRG Nr. 35)) 
  

AHK 1949 Gesetz Nr. 13 Art. 8 Zitat: 
" In Fällen, die gemäß diesem Gesetz der Gerichtsbarkeit deutscher Gerichte nicht 
unterliegen, darf keine deutsche Behörde ohne eine ausdrückliche allgemein oder in 
besonderen Fällen erteilte Ermächtigung der Besatzungsbehörden Strafen auferlegen oder 
Zwangsmaßnahmen irgendwelcher Art treffen." (vgl. BGBL I 2007 Seite 2614 Art. 4 Gesetz 
zur Bereinigung des Besatzungsrechts § 1 (2) (Amtsblatt des Kontrollrates KRG Nr. 35)) 
  

AHK 1950/1951 Gesetz Nr. 47 Art. 3 Zitat: 
"Die Handlung oder Unterlassung muß auch nach deutschem Recht die Person, die den 
Verlust oder Schaden erlitten hat, zu einer Entschädigung gegen denjenigen berechtigen, der 
die Handlung oder Unterlassung begangen hat, oder den eine Verantwortung dafür trifft." 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 20 

 
 

salvatorische Klausel 
 
 
 

Als salvatorische Klausel (lat. salvatorius „bewahrend“, „erhaltend“) wird in der 
Rechtssprache die Bestimmung („Klausel“) eines Vertragswerkes bezeichnet, welche 
Rechtsfolgeneintreten sollen, wenn sich einzelne Vertragsbestandteile als unwirksam oder 
undurchführbar erweisen sollten oder sich herausstellt, daß der Vertrag Fragen nicht regelt, 
die eigentlich hätten geregelt werden müssen. Die salvatorische Klausel hat den Zweck, einen 
teilweise unwirksamen oder undurchführbaren Vertrag, insbesondere aber den Erfolg, den der 
Vertrag bewirken soll, so weit wie möglich aufrechtzuerhalten. 
 
Umgangssprachlich wird „salvatorisch“ auch eine vorbeugende Absicherung genannt. 
 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder 
undurchführbar sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
nicht berührt. An die Stelle unwirksamer oder undurchführbarer Bestimmungen treten solche 
Regelungen, die in rechtlich zulässiger Weise dem praktischen Rechtzweck der unwirksamen 
oder durchführbaren Bestimmungen am nächsten kommen.  
 
 

Art. 6 EGBGB öffentliche Ordnung (ordre public) 
 

1 
Eine Rechtsnorm eines anderen Staates ist nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu 
einem Ergebnis führt, das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich 
unvereinbar ist.  
 

2 
Sie ist insbesondere nicht anzuwenden, wenn die Anwendung mit den Grundrechten 
unvereinbar ist. 
 
Vergleich: Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83 

 
 

 


